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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- 
gnädigſt geruht, 
dem Kommerzienrat Wilhelm Kopetzky 
in Berlin den Charakter als Geheimer 
Kommerzienrat, ſowie 
dem Bankier Paul Boehme, dem Fabrik 
beſitzer Paul Herz, beide in Berlin, 
und dem Hüttenbeſitzer Louis Röchling 
in Völklingen, Kreis Saarbrücken, den 
Charakter als Kommerzienrat 
zu verleihen. 


Die Regierungsaſſeſſoren Scheurich und 
Jaeger in Oppeln ſind zu ſtellvertretenden 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter- 
verſicherung Regierungsbezirk Oppeln er 
naunt worden. 


Der Regierungs- und Gewerbeſchulrat 
Wolf in Arnsberg ift zum 1. Oktober d. Is. 
in gleicher Eigenſchaft an die Regierung in 
Wiesbaden verſetzt und gleichzeitig mit der 


Bearbeitung der gewerblichen Schulangelegen— 
heiten im Regierungsbezirke Coblenz be— 
auftragt worden. 

Der Geſchäftsbereich des Regierungs- und 
Gewerbeſchulrats Kunz in Caſſel iſt vom 
1. Oktober d. Is. ab auf den Regierungs- 
bezirk Caſſel beſchränkt worden. 

Dem Direktor Sellentin von der 
höheren Schiff- und Maſchinenbauſchule in 
Kiel find vom 1. Oktober d. Is. ab die 
Geſchäfte eines Regierungs- und Gewerbe⸗ 
ſchulrats für den Regierungsbezirk Arnsberg 
auftragsweiſe übertragen worden. 


Zum 1. Oktober d. Is. find verſetzt worden: 

der Baugewerkſchuldirektor, Profeſſor 
Gürſchner in Rendsburg als Direktor 
au die Baugewerkſchule in Magdeburg, 

der Oberlehrer, Profeſſor Volquardts in 
Görlitz als kommiſſariſcher Direktor an 
die Tiefbauſchule in Rendsburg. 
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II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Peuſionsgeſetz. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. September 1907. 

Die anliegende, von dem Herrn Finanzminiſter in Gemeinſchaft mit dem Herrn 
Miniſter des Innern an die Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten erlaſſene Rund— 
verfügung vom 20. Auguſt d. J., enthaltend weitere Anweiſung zur Ausführung des Geſetzes 
vom 27. Mai d. J., betreffend Abänderungen des Penſionsgeſetzes, wird unter Beziehung 
auf meinen Erlaß vom 24. Juni d. J. (SM Bl. S. 216) auch zur Beachtung für den 
Bereich der Handels- und Gewerbeverwaltung mitgeteilt. 

Im Auftrage. 
IIa 3604. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten hierſelbſt, den Herrn 
Dirigenten der Minifterial-, Militär⸗ und Baukommiſſion und die der Handels- und 
Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
— Berlin, den 20. Auguſt 1907. 

Im Auſchluß an unſere Rundverfügang vom 13. Juni d. J. (Min. Bl. f. d. i. V. S. 202) 
beſtimmen wir zur Ausführung des Geſetzes vom 27. Mai d. J., betreffend Abänderungen 
des Penſionsgeſetzes (Geſetzſamml. S. 95): 

I. Zu A. V. 2a jener Rundverfügung wird darauf hingewieſen, daß die in Artikel XI 
Abſ. 2 des Geſetzes angeordnete Rückwirkung für die Kriegsteilnehmer ſich nur auf die 
neuen Vorſchriften über den Betrag der Penſion — Artikel II ($ 8) des Geſetzes —, nicht 
aber auch auf alle ſonſtigen Beſtimmungen des Geſetzes erſtreckt, jo daß bei der Neu⸗ 
feſtſetung der betreffenden Penſionen nur die in Artikel II (§ 8) vorgeſchriebene günſtigere 
Penſionsabſtufung Berückſichtigung zu finden hat, penſionsfähiges Dienſteinkommen und 
Dienſtzeit aber unverändert aus der früheren Penſionsnachweiſung zu übernehmen find. 

II. Bei der Umrechnung bereits feſtgeſetzter Penſionen für die nach dem 1. April 
1907 in den Ruheſtand getretenen Beamten oder für Kriegsteilnehmer — zu vergl. A. V. 1 
und 2a unſerer Rundverfügung vom 13. Juni d. J. — iſt zu prüfen, ob der Penſionär 
auf Grund des Reichsgeſetzes vom 22. Mai 1895 (Reichsgeſetzbl. S. 237) einen Penſions⸗ 
zuſchuß bezieht, weil er infolge Verwundung oder ſonſtiger Dienſtbeſchädigung im Kriege 
1870/71 verhindert geweſen iſt, ein zweites bei der Penſionierung zu der wirklichen Dauer 
der Dienſtzeit zuzurechnendes Kriegsjahr zu erdienen, und ob infolge der Vorſchrift in 
Artikel II (8 8) des Geſetzes vom 27. Mai d. J. nicht eine Ermäßigung dieſes Zuſchuſſes 
von 7/0 auf 1/120 des penſionsfähigen Dienſteinkommens einzutreten hat; denn der Penſions⸗ 
zuſchuß darf nach der geſetzlichen Vorſchrift den durch Anrechnung eines ferneren Dienſt⸗ 
jahrs eintretenden Vorteil nicht überſteigen, würde alſo von dem vollendeten 30. Dienſtjahr 
ab nicht wie bisher /, ſondern nur 1/90 des penſionsfähigen Dienſteinkommens betragen. 
Erforderlichenfalls ſind entſprechende Mitteilungen an das Kriegsminiſterium oder an das⸗ 
jenige Bezirkskommando zu richten, an welches derzeit der Antrag auf Bewilligung des 
Zuſchuſſes gelangt iſt. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. In Vertretung. 
(gez.) Dombois. (gez.) v. Biſchoffshauſen. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Betr. Peuſionsnachweiſungen. 
Potsdam, den 14. Auguſt 1907. 
Nach den 88 26, 41 Nr. 7 des Offizierpenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 (RG Bl. 
S. 565) und nach den § 36 Nr. 4, § 45 Nr. 6 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 
31. Mai 1906 (RG Bl. S. 593) iſt den Militärpenſionären und Militärrentenberechtigten, 
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wenn fie im Zivildienſte eine Penſion erdient haben, die Militärpenſion (Offizierpenſion, 
Juvalidenpenſion) oder Rente unter gewiſſen Vorausſetzungen ganz oder teilweiſe neben der 
Zivilpenſion zu belaſſen. Der preußiſchen Staatskaſſe wird nur der an den Penſionär 
nicht zu zahlende Militärpenfions- oder Rentenbetrag erſtattet. 

Wegen des Nachweiſes der hiernach zu erſtattenden Beträge an Militärpenſionen und 
Militärrenten wird folgendes beſtimmt: 


15 


IS 


Die Spalte 7 des durch unſere Verfügung vom 26. März 1903 (HM Bl. S. 299) 
für die Penſionsnachweiſung eingeführten Formulars erhält künftig die Über: 
ſchrift: „An Militärinvalidenpenſion oder Militärrente find zu erſtatten. A“ 

Die Ausfüllung dieſer Spalte muß bei allen Beamten erfolgen, die den 
Unterklaſſen des Soldatenſtandes angehörten. Wenn die erdiente Militär⸗ 
invalidenpenſion oder Militärrente neben der Zivilpenſion in voller Höhe zu 
zahlen iſt, ſo iſt zu vermerken: „verbleibt voll dem Penſionär“. War dem 
Beamten eine Juvalidenpenſion oder Rente nicht zuerkannt, ſo muß dies mit den 
Worten: „nicht erdient“ ausdrücklich angegeben werden. 


Ju der Spalte 10 der Penſionsnachweiſung iſt unter b — im Anſchluß an die 


Angabe des Fonds, welchem die Invalidenpenſion oder Rente zur Laſt fällt — 
zu erläutern, wie der auf die Zivilpenſion zu erſtattende, in Spalte 7 nach⸗ 
gewieſene Betrag ermittelt worden iſt, oder weshalb die Invalidenpenſion oder 
Rente dem Penſionär voll verbleibt. Bei dieſer Erläuterung ſind die in Betracht 
kommenden Verhältniſſe kurz dazulegen; auch der militäriſche Dienſtgrad iſt an- 
zugeben. 
Beiſpiele: 
A. Regierungskanzliſt mit 2550 % Gehalt. Zivilpenſion: 2112 WA. 
Spalte 7: 156 WM. 
Erläuterung in Spalte 10: 
Die dem A. — Feldwebel — zuerkannte Militärrente beträgt 315 % 
Er hätte ein penſionsfähiges Dienſteinkommen von 3027 und 
demgemäß eine Zivilpenſion von 2271 W erreichen können. 
An der Höchſtpenſion fehlen 
Dieſen Betrag erhält A. von der Militärrente. 
Dem Zivilpenſionsfonds gebührt der Reſt.. . . 156 A 


B. Archivdiener mit dem Höchſtgehalte von 1500 . Zivilpenſion: 1239 M. 
Spalte 7: 120 M. 
Erläuterung in Spalte 10: 
Die dem B. — Unteroffizier — zuerkannte Invalidenpenſion 
FC K 
An der erreichbaren Höchſtpenſion von 1269 A fehlen 30 M. 
B. erhält, weil es für ihn günſtiger iſt und die Grenze 
von 2000 M nicht überſchritten wird, den nach § 36 
Nr. 3b MVG. nicht ruhenden Betrag von . u 


Dem Zivilpenſionsfonds gebührt der Neft t. . 20M 


C. Landgerichtskanzliſt mit dem Höchſtgehalte von 2200 Zivilpenſion: 18544. 
Spalte 7: 252 M. 
Erläuterung in Spalte 10: 

Die dem C. — Sergeant — zuerkannte Invalidenpenſion 
bar;; . ER, 
einſchl. 180 W, Zuſchuß nach Geſ. v. 31. 5. 01. 

An der erreichbaren Höchſtpenſion von 1896 / fehlen nur 
42 A. C. würde daher bis zur Erreichung von 2000 A 
den nach § 36 Nr. 3b MVG. nicht ruhenden Betrag mit 
146,10 / (abgerundet nach § 12) erhalten können. Da 
jedoch der Zuſchuß nach Geſ. v. 31. 5. 01 höher iſt, ſo 
hat er dieſen zu beziehen . %% a 


Dem Zivilpenſionsfonds gebührt der Net t.. 252 A. 


432 M 


G. 799. 


=; 
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Sobald die für die Regelung des Invalidenpenfions- oder Rentenbezugs zu⸗ 
ſtändige Behörde (Regierung) das Nenten-( Penſions⸗)Quittungsbuch zurückgeſandt 
hat — val. Ziffer 4 und 7 der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats vom 
19. Juni 1906 zum Mannſchaftsverſorgungsgeſetze vom 31. Mai 1906 (ZentrBl. 
f. d. D. R. 1906 S. 662) —, iſt zu prüfen, ob die Eintragung in der Spalte 7 der 
Penſionsnachweiſung mit der in dem Quittungsbuch über die Regelung gemachten 
Eintragung übereinſtimmt. Wenn die Eintragung in der Penſionsnachweiſung 
der Abänderung bedarf, ſo iſt hierüber eine beſondere Benachrichtigung als 
Nachtrag zur Penſionsnachweiſung zu erlaſſen. 


4. Bei denjenigen Beamten, die als ehemalige Offiziere eine Militärpeuſion 


erdient haben, iſt der auf die Zivilpenſion zu erſtattende Betrag der Militär⸗ 
penſton in der Penſionsnachweiſung nicht anzugeben. In der Spalte 10 der 
Penſionsnachweiſung tft aber unter e erſichtlich zu machen, ob und in welcher 
Höhe der Beamte eine Offizierpenſion erdient hat und durch welche Behörde 
(Regierung) die Regelung erfolgt. Es muß alſo je nach Lage des Falles ver⸗ 
merkt werden: „N. hat als ehemaliger Offizier eine Militärpenſton nicht erdient“ 
oder „N. hat als ehemaliger Offizier eine Militärpenſion von .... / erdient, 
deren Regelung durch die Regierung in erfolgt.“ 

Die für die Regelung der Offizierpenſion zuſtändige Behörde (Regierung) 
hat nach geſchehener Regelung alsbald die Mitteilung einer Abſchrift der Penſions— 
regelungsverfügung an die mit der Zahlung der Zivilpenſion beauftragte Kaſſe 
zu veranlaſſen. Letztere hat auf Grund dieſer Abſchrift, die eine Anlage der 
Zivilpenſionsnachweiſung bildet, den zu erſtattenden Betrag der Offizierpenſton 
nachzuweiſen. 

Dasſelbe Verfahren iſt bei den in den Ruheſtand verſetzten Gendarmerie— 
offizieren anzuwenden. 

Die Anmerkung 17 zu dem Penſionsnachweiſungsmuſter vom 26. März 1903 
kommt in Wegfall. An ihre Stelle treten nachſtehende Bemerkungen: 

Die auf die Zivilpenſionen zu erſtattenden Offizierpenſions⸗, Militärrenten⸗ 
und Invalidenpenſionsbeträge — vgl. die 88 26, 41 Nr. 7 des Offizierpenſions⸗ 
geſetzes vom 31. Mai 1906 (RGBl. S. 565) und die § 36 Nr. 4, § 45 Nr. 6 
des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 (RGBl. S. 593) 
werden am Schluſſe des Etatsjahrs auf Auweiſung der Penſionsregelungs— 
behörde (Regierung) aus den Militärfonds gezahlt. 

Unter dem in der zuletzt bekleideten Stelle erreichbaren Höchſtpenſtousbetrag 

§ 36 Nr. 4 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes — iſt derjenige Penſionsbetrag 
zu verſtehen, der unter Zugrundelegung des Höchſtgehalts der Stelle und nach 
einer penſionsfähigen Dienſtzeit von 40 Jahren ſich ergibt. 

Die den Kriegsinvalden auf Grund der Geſetze vom 14. Januar 1894 
(NRG Bl. S. 107) und vom 31. Mai 1901 (RGBL. S. 193) bewilligten Zuſchüſſe 
zu der urſprünglich zuerkannten Invalidenpenſion ſind in Spalte 10 der Penſions⸗ 
nachweiſung bei der Angabe der Invalidenpenſion beſonders erſichtlich zu machen. 
Dieſe Zuſchüſſe ſind in der nach § 45 Nr. 6 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes 
zu regelnden Militärpenſion miteinbegriffen. Gemäß 8 47 des Mannſchafts 
verſorgungsgeſetzes in Verbindung mit § 20 Abſ. 2 des Geſetzes vom 31. Mai 
1901 hat jedoch der Penſionär, wenn es für ihn günſtiger iſt, den auf dem 
letzteren Geſetze (88 6, 19) beruhenden Invalidenpenſionszuſchuß neben der 
Zivilpenſion zu beziehen. Die Verſtümmelungs und Kriegszulagen ſowie die 
zu dieſen Zulagen bewilligten Zuſchüſſe werden neben der Zivilpenſion ohne 
Einſchränkung aus Militärfonds weiter gezahlt. 

Handelt es ſich um die Invalidenpenſion oder Rente eines ehemaligen 
Angehörigen der Marine, ſo iſt der Bezeichnung des Fonds in Spalte 10 hinzu— 
zufügen: „Marineverwaltung“. 


Ober⸗Rechnungskammer. 
(gez.) Henning. 


An die Königliche Regierungen uſw. 
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Betr. Berechuung der Bezüge Hiuterbliebeuer von Staatsbeamten, die im Dienſte einen Betriebs 
unfall erlitten haben. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 17. September 1907. 

Die in Gemeinſchaft mit den übrigen Herren Reſſortminiſtern und der Oberrechnungs— 
kammer aufgeſtellte Ausführungsanweiſung über die Berechnung der Bezüge für die Hinter 
bliebenen von Staatsbeamten, die im Dienſte einen Betriebsunfall erlitten haben, wird 
nachſtehend zur Kenntnisnahme und Beachtung mitgeteilt. 

In Vertretung. 
IIa 8156. 1 8802. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Ausführungsanweiſung über die Berechnung der Bezüge für die Hinterbliebenen 
von Staatsbeamten, die im Dienſte einen Betriebsunfall erlitten haben. 

I. Stirbt ein aktiver, unmittelbarer Staatsbeamter infolge eines im Dienſte 
erlittenen Betriebsunfalls und ſtehen den Hinterbliebenen infolgedeſſen Anſprüche auf 
Grund des Unfall-Fürforgegefeßes vom 2. Juni 1902 zu ($$ 1, 2, 7 und 8 daſelbſt), jo 
ſind dieſe Anſprüche, wie folgt, zu berechnen: 

A. Wenn der Beamte eine etatsmäßige Stelle bekleidete oder, ohne eine ſolche Stelle 
zu bekleiden, ohne den Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung angeftellt war ($$ 1 
und 2 des Zivilpenſionsgeſetzes), ſo find gemäß § 2 Abſ. 3 des Unfall-Fürſorgegeſetzes die 
Anſprüche auf Grund dieſes Geſetzes mit denen auf Grund anderweiter geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften zu vergleichen, und zwar für Witwen und Waiſen geſondert. 

1. Auſpruch der Witwe: 

Sie erhält entweder 20 % des Dienſteinkommens des Verſtorbenen als „Witwen— 
rente“ (§ 2 Abſ. 1 Nr. 2a UF.) oder 40 9% der Penſion, zu welcher der Verſtorbene 
berechtigt geweſen ſein würde, wenn er am Todestag in den Ruheſtand verſetzt wäre, als 
„Witwengeld“ (88 7 und 8 HF.); dieſe Penſion iſt jo zu berechnen, als wenn der 
Unfall nicht den Tod, ſondern nur die dauernde Dienſtunfähigkeit des Beamten herbei 
geführt hätte; fie beträgt daher in der Regel (vgl. aber $ 7 UG.) 66 % oder % des 
Dieuſteinkommens (8 1 Abſ. 1 1156.) oder wenn der Beamte 31 Dienſtjahre oder mehr 
zurückgelegt hatte, je nach der Läuge der Dienftzeit 8½20 bis 9% 0 (/o) des Dienftein- 
kommens (§ 1 Abſ. 5 UF G.; $ 8 3PPG.). Da ſchon 40% von 66 ¼ % des Dienſtein 
kommens (= 262¼ % des Dienſteinkommens) einen höheren Betrag ergeben als die 
Witwenrente (20 % des Dienſteinkommens), jo iſt in der Regel das Witwengeld mit 40 0% 
der Penſion in Anſatz zu bringen; bei Witwen, die mehr als 15 Jahre jünger ſind als 
der Verſtorbene, kommt aber die Kürzung gemäß § 12 HFG. in Betracht. 

2. Anſpruch der Waiſen: 

Sie haben nach § 2 Abſ. 1 Nr. 2a 138. eine „Waiſenrente“ von je 20 / des 
Dienſteinkommens des Verſtorbenen zu erhalten, während ihnen nach § 9 HFG. als 
„Waiſengeld“ nur / oder „ des Witwengeldes zuſteht. Da als Waiſengeld höchſtens 
/ von 40 %% ö von 49/0 des Dienſteinkommens, d. h. 10 % des Dienſteinkommens gezahlt 
werden können, jo iſt ſtets die höhere Waiſenrente mit 20% des Dienſteinkommens in 
Anſatz zu bringen. 

3. Der Geſamtbetrag der Hinterbliebenenbezüge darf die geſetzlich vorgeſehenen 
Höchſtbeträge nicht überſchreiten (§ 2 Abſ. 2 138; § 10 H.). Soweit der Geſaut 
betrag der nach Nr. 1 und 2 berechneten Witwenrente und Waiſen renten einen höheren 
Betrag als 60 % des Dienſteinkommens ergibt, find die einzelnen Renten in gleichem Ver 
hältuniſſe zu kürzen. Mit dem hiernach jedem einzelnen der Hinterbliebenen zuſtehenden 
Betrag iſt der Betrag zu vergleichen, der ihm nach dem Hinterbliebenen⸗Fürſorgegeſetz als 
Witwen⸗ bezw. Waiſengeld zuſteht; bei deſſen Berechnung iſt zu berückſichtigen, daß die 
Witwen und Waiſengelder zuſammen den Betrag der Penſion nicht überſteigen dürfen, zu 
welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen ſein würde, wenn der Unfall nicht den Tod, 
ſondern nur die dauernde Dienſtunfähigkeit herbeigeführt haben würde (§ 10 HF., vergl. 
oben Nr. 1); gegebenenfalls find die Witwen- und Waiſengelder verhältnismäßig zu kürzen. 
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Ergibt ſich hiernach, daß der Witwe — wegen der Waiſen ſ. vor zu 2 Satz 2 — auf 
Grund des Hinterbliebenen⸗Fürſorgegeſetzes ein höherer Betrag zuſteht, als nach dem Unfall⸗ 
Fürſorgegeſetz, ſo iſt der nach letzterem berechnete Betrag ſo weit zu erhöhen, als es die in 
§ 10 HF. vorgeſehene Höchſtgrenze zuläßt. Bei dem Ausſcheiden eines Bezugsberechtigten 
erhöhen ſich die Bezüge der übrigen gemäß $ 11 HFG. und 8 9 UG. 


Beiſpiele: 
a) Das penſionsfähige Dienſteinkommen des Beamten betrug: 
Gehalt 1400 / und Wohnungsgeldzuſchuß 189 & Er hatte 12 Dieuſtjahre zurück— 
gelegt. Hinterbliebene: Witwe und ſechs Kinder. Sie erhalten 
a) nach dem UFG.: 


Witwenrente: 20% von 1589. /ůluůull... 317,80 . 
Waiſenrente: 6 x 20 % von 1589 % —: 1 906,80 


2 224,00 M 


Da der Betrag von 60 % von 1589 AM oder 953,10 nicht überſchritten werden 
darf, ſo können nur gewährt werden: 


953,40 
Wi rente: X et 36 
Vitwenrente: 317,50 X 292 555 136,20 M 
Waiſenrente: 6 * 136,0 =... reLZ 817 = 


953,10 . 
6) nach dem HF.: 
Die Penſion des Verſtorbenen würde 66/5 % von 1589 % — 1062 .# betragen 
(genau 1059,23 &, abgerundet nach § 9 ZPO. und § 9 Abſ. 1 URG.). Es betragen: 
das Witwengeld: 40% von 1062 l.. 424% M 
das Waiſengeld: je ¼ von 424,30 — 84, A für 
6 Kinder, zuſammen „ , eee En 
934,56 M 
Der der Witwe zu zahlende Betrag köunte mithin von 136,0 M bis zu 424,80 % 
erhöht werden. Da aber der Betrag der Penſion nicht überſchritten werden darf, ſo darf 
eine Erhöhung über 244,0 M. nicht ſtattfinden, jo daß tatſächlich anzuweiſen ſind: 
CCC een 0 nn 244,30 Ak 
Wolenreilen:. n 8 817,0 - 
1 062,00 M 
Für den Fall des Ausſcheidens eines Bezugsberechtigten iſt für die übrigen die vor 
ſtehende Berechnung von neuem anzuſtellen. 


p) Das penſionsfähige Dienſteinkommen des Beamten betrug: Gehalt 2550 K und 
Wohnungsgeldzuſchuß 327 .. Er hatte 22 Dienſtjahre zurückgelegt. Hinterbliebene: Witwe 
und 6 Kinder, davon 1 Kind aus einer früheren Ehe. Sie erhalten: 


a) nach dem UF G.: 


Witwenrente: 20% von 2877 ß 575,40 fl 
Waiſenrente: 6% 20 % von 2877 K- —ê 3452,40 
4027,30 Al 


Da der Betrag von 60 von 2877 oder 1726,20 nicht überſchritten werden darf, 
ſo können nur gewährt werden: 


= 1726 
Witwenrente: 575,40 X 40275 S 246,60 , 
Vaiſenrenten: 6 X 246,60 1 en ne 


1726,20 A 
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A) nach dem HFG.: 
Die Penſion des Verſtorbenen würde 66 von 2877 M 1920 A betragen 
(genau 1918 „, abgerundet nach $ 9 3PG. und § 9 Abſ. 1 UF G.). Es betragen: 


das Witwengeld 40 %% von 1920 . . . . - 768,00 M 
das Waiſengeld für das Kind aus der früheren Ehe 
TTT Nee 256,00 = 
das Waiſengeld für die anderen Kinder 768,00 X / = 
153,60, für 5 Kinder zuſammen 8 768,00 = 


1792,00 A 


Der der Witwe zu zahlende Betrag könnte mithin von 246,00 M bis zu 768,00 A,, 
das iſt um 521, % und der an das Kind aus der früheren Ehe zu zahlende Betrag von 
246,0 M bis zu 256,00 %, das iſt um 9,10 A erhöht werden. Da aber der Betrag der 
Penſion von 1920 &, nicht überſchritten werden darf, jo darf eine Erhöhung des nach dem 
U. für alle Beteiligte berechneten Geſamtbetrags von 1726,20 M nur bis zu 1920 M, 
das iſt um 193,30 , erfolgen. Von dieſer zuläſſigen Erhöhung um 193,80 „, entfallen: 


auf die Witwe 521,0 Teiles 190,7 M 
auf das Kind aus der früheren Ehe 9,4 Teile . . 3,4 
193,80 . 
Demnach ſind tatſächlich anzuweiſen: 
Witwengeld 246,40 ＋ 190,3 %% . 436,97 . 
Waiſengeld dem Kinde aus der früheren Ehe 246,60 + 
7 / m: ee 250,03 = 
Waiſenrenten den anderen 5 Kindern je 246,0 = . . 1233,00 
1920,00 M 


Für den Fall des Ausſcheidens eines Bezugsberechtigten iſt für die übrigen die vor⸗ 
ſtehende Berechnung von neuem anzuſtellen. 

4. Verwandte der aufſteigenden Linie und elternloſe Enkel können neben der Witwe 
und den Waiſen eine Rente nur inſoweit erhalten, als die Witwen- und Waiſenrenten die 
Höchſtgrenze von 60 des Dienſteinkommens noch nicht erreichen ($ 2 Abf. 1 Nr. 2b und e 
und Abſ. 2 UF G.). Erhält die Witwe ſtatt der Rente einen höheren Betrag nach Maß⸗ 
gabe des Hinterbliebenen-Fürſorgegeſetzes, jo bleibt die Erhöhung für die Berechnung der 
Renten der Verwandten aufſteigender Linie und der elternloſen Enkel außer Anſatz. 

5. Hat der Beamte ſeinerzeit gemäß § 23 HFG. auf Witwen- und Waiſengeld ver⸗ 
zichtet und den Verzicht auch nicht auf Grund des Art. II des Geſetzes vom 28. März 1888 
(GS. S. 48) widerrufen, fo iſt die Vergleichung nach Nr. 1, 2 und 3 nicht anzuftellen. 
Es kommt lediglich die Zahlung von Witwen- und Waiſen renten nach § 2 UF G. in 
Frage. 

6. Dasſelbe wie zu Nr. 5 gilt in den Fällen des § 1 Abſ. 2 Nr. 1—4 HFG. 

7. Wenn die Ehe erſt nach dem Unfalle geſchloſſen, jo iſt der Anſpruch der Witwe 
auf Witwenrente ausgeſchloſſen (§ 2 Abſ. 4 UF G.). 


B. Wenn der Beamte, ohne eine etatsmäßige Stelle zu bekleiden, unter dem Vor⸗ 
behalte des Widerrufs oder der Kündigung, alſo ohne Penſionsberechtigung angeſtellt war, 
io haben die Hinterbliebenen keinen Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld, da ein 
ſolcher Beamter zur Zeit feines Todes zur Entrichtung von Witwen- und Waiſengeldbei⸗ 
trägen — beim Fortbeſtehen der Verpflichtungen nach 88 1—6 HFG. — nicht verpflichtet 
geweſen fein würde (88 1 und 7 HF.). Es kommt ohne weiteres lediglich die Zahlung 
von Witwen- und Waiſenrenten nach § 2 UG. in Frage; doch kann in beſonderen Fällen 
nach Art. VI der Novelle zum HFG. vom 27. Mai 1907 (GS. S. 99) die gnaden⸗ 
weiſe Gewährung von Witwen- und Waiſen geld durch den Departementschef in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Finanzminiſter erfolgen. 

II. Hat ein unmittelbarer Staatsbeamter im Dienſte einen Betriebsunfall erlitten 
und ſtirbt er demmächſt als aktiver Beamter, ohne daß fein Tod eine Folge des Unfalls 
ift, fo kommt das Unfall⸗Fürſorgegeſetz überhaupt nicht zur Anwendung. Ob und welche 
Bezüge die Hinterbliebenen erhalten, beſtimmt ſich lediglich nach dem Hinterbliebenen Für⸗ 
ſorgegeſetz in Verbindung mit dem Zivilpenſionsgeſetze. 
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III. Stirbt ein aus dem Staatsdieuſt ausgeſchiedener Beamter, der eine 
Penſion auf Grund des Unfallfürſorgegeſetzes oder an deren Stelle die höhere, von ihm 
erdiente Penſion auf Grund des Zivil-Penſionsgeſetzes (§ 1 Abſ. 5 11368.) bezogen hat, fo 
iſt bei der Feſtſetzung der Bezüge der Hinterbliebenen folgendes zu beachten: 

A. War der Tod eine Folge des Unfalls, ſo können den Hinterbliebenen entweder 
die Renten gemäß § 2 11,56. oder die etwa höheren Witwen- und Waiſengelder nach dem 
HFG. zuſtehen. Der Berechnung der letzteren iſt die tatſächlich von dem Verſtorbenen be— 
zogene Penſion zugrunde zu legen, mag dieſe nach § 1 Abſ. 1 UG. oder nach dem Zivil: 
penſionsgeſetze feſtgeſetzt ſein. Die Witwe erhält daher in der Regel 40 % der Penſion als 
Witwengeld und die Waiſen je 20% des Dienſteinkommens als Waiſen rente (zu vergl. 
das oben bei I. A. 1 und 2 Bemerkte); erforderlicheufalls find die Beträge, wie oben bei 
J. A. 3 angegeben, zu kürzen. Dabei wird noch auf folgende Punkte hingewieſen: 

1. Auch den Hinterbliebenen eines Penſionärs, der als Beamter unter dem Vor- 
behalte des Widerrufs oder der Kündigung angeſtellt war und eine etatsmäßige Stelle 
nicht bekleidet hatte, ſteht ein Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld zu, da der Ver— 
ſtorbene kraft geſetzlichen Anſpruchs ($ 1 UG.) lebenslängliche Penſion aus der Staats⸗ 
kaſſe bezog (§§ 1 und 7 HF.). War ihm jedoch an Stelle der Unfallpenſion eine nach 
Maßgabe feiner Dienſtzeit höhere Penſion gemäß § 2 Abſ. 2 ZB. bewilligt, fo kann bei 
der Berechnung der Witwen- und Waiſengelder ohne weiteres nur der Betrag der Unfall— 
penſion (66 % des Dienſteinkommens) zugrunde gelegt werden, da er den Mehrbetrag 
nicht kraft geſetzlichen Anſpruchs bezogen hat; doch kann in beſonderen Fällen nach Art. VI 
der Novelle zum HFG. vom 27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 99) die gnadenweiſe Er— 
höhung der Witwen- und Waiſengelder unter Zugrundelegung der nach § 2 Abſ. 2 ZPO. 
gewährten Penſion durch den Departementschef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter 
erfolgen. 

2. Die Erhöhung der Unfallpenfion auf Grund des §1 Abſ. 3 UF G. bleiben bei 
der Berechnung der Witwen- und Waiſengelder unberückſichtigt, weil ſie nur für die 
Dauer der Hilfloſigkeit und nicht lebenslänglich zu gewähren ſind, ſelbſt wenn die Hilf— 
loſigkeit eine dauernde iſt ($ 1 HFG.). 

3. Die Hinterbliebenen entlaſſener Beamten haben auf Witwen und Waiſen⸗ 
gelder keinen Anſpruch, da dieſe Beamten nicht „in den Ruheſtand verſetzt“ waren ($ 1 
Abſ. 1 HF.). Doch kommt die Zahlung von Renten nach $ 2 UF G. in Frage. 

3 4. Ferner gilt auch hier das zu 1 A 4 bis 7 Bemerkte, auch iſt $ 13 HFG. zu be⸗ 
achten. 

B. Iſt der Tod des aus dem Dienſte ausgeſchiedenen Beamten nicht infolge des 
Betriebsunfalls, ſondern aus anderen Gründen eingetreten, jo ſtehen den Hinterbliebenen 
Anſprüche aus § 2 UF G. nicht zu; ob und welche Bezüge fie erhalten, beſtimmt ſich nach 
dem Hinterbliebenen Fürſorgegeſetze. Der Berechnung der Witwen und Waiſengelder iſt die 
von dem Verſtorbenen tatſächlich bezogene Penſion zugrunde zu legen; dabei ſind die vor— 
ſtehend zu III A 1 bis 4 für die Berechnung der Witwen- und Waiſengelder gemachten 
Bemerkungen zu beachten. 

IV. Iſt ein Beamter ohne Unfallpenſion ſowie auch ohne ordentliche Peuſion aus 
dem unmittelbaren Staatsdienſt ausgeſchieden und darauf infolge eines im Staatsdienſte 
zuvor erlittenen Betriebsunfalls verſtorben, ſo ſteht den Hinterbliebenen gleichwohl der 
Auſpruch auf Rente gemäß § 2 UF G., nicht aber auf Witwen- und Waiſengeld nach dem 
Hinterbliebenen-Fürſorgegeſetze — ſ. 88 1 und 7 daſ. — zu. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Fahrwaſſer in der Houdurasbai. 


Beim Einlaufen in die Hondurasbai (Guatemala) iſt eine Bank, Ox Tongue Shoal, 
zu paſſieren, deren weſtlicher Ausläufer beim Anſteuern von Livingſton ſehr gefährlich iſt, 
da nur 2½ Faden Waſſer gelotet ſind. Ferner liegen auf dem Kurſe nach Puerto Barrios 
zu zwei Untiefen, Joſeph John und Key Shoal, welche ebenfalls ſehr flach ſind. See— 
zeichen befinden ſich weder auf dem weſtlichen Ausläufer der Ox Tongue Shoal noch auf 
Joſeph John und Key Shoal. 
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2. Sonftige Angelegenheiten. 
Betr. Verkehr mit Geheimmitteln. 
Berlin, den 27. Auguſt 1907. 
Der Bundesrat hat in der Sitzung vom 27. Juni d. J. (§ 612 der Protokolle) be- 


ſchloſſen, feine Ew. Exzellenz durch Erlaß vom 8. Juli 1903 (Miu. Bl. f. Medizinal- uſw. 


Angelegenheiten 1903 S. 286) mitgeteilten Beſchlüſſe vom 23. Mai 1903 ($ 409 der Pro⸗ 
tokolle) über Regelung des Verkehrs mit Geheimmitteln nach folgenden Richtungen abzu⸗ 
ändern: 


1. in den Vorſchriften für die Regelung des Verkehrs mit Geheimmitteln und ähnlichen 
Arzneimitteln dem § 4 als Abſ. 2 hinzuzufügen: 

„Der öffentlichen Ankündigung oder Anpreiſung der Mittel ſteht es gleich, 
wenn in öffentlichen Druckſchriften auf ſonſtige Mitteilungen verwieſen wird, 
welche eine Anpreiſung der Mittel enthalten.“ 

2. Die den unter 1 genannten Vorſchriften beigefügten Liſten A und B in der aus 
der Anlage erſichtlichen Faſſung neu aufzuſtellen. 

Ew. Exzellenz erſuchen wir, die für die dortige Provinz auf Grund des erwähnten 
Erlaſſes vom 8. Juli 1903 erlaſſene Polizeiverordnung dem Bundesratsbeſchluſſe vom 
27. Juni dieſes Jahres entſprechend mit Geltung vom 1. Oktober dieſes Jahres an abzu— 
ändern. 

Zu der neuen Faſſung der Liſten A und B bemerken wir erläuternd, daß in ihnen eine 
Anzahl neu aufgetauchter ſchwindelhafter oder geſundheitlich bedenklicher Mittel Aufnahme 
gefunden hat, daß eine Reihe von Mitteln aus Liſte A in Liſte B verſetzt worden ſind 
und daß einige ſchon in den früheren Liſten enthaltene Mittel, die infolge Aenderung ihrer 
Bezeichnung nicht mehr unter die Vorſchriften der Polizeiverordnung fielen, mit ihren neuen 
Namen aufgeführt worden find. Mit Rückſicht auf eine Entſcheidung des Kammergerichts 
vom 28. September 1905, nach der die Faſſung betreffs Homeriana unter Nr. 42 der bis⸗ 
herigen Lifte A dahin auszulegen war, daß jeder ruſſiſche Knöterich, einerlei ob er mit 
Homeriana identiſch war oder nicht, den Vorſchriften der Polizeiverordnung unterlag, iſt 
durch die Anführung der Nebenbezeichnungen für Mittel mit verſchiedenen Namen unter den 
Eingangsworten „auch als“ dafür Sorge getragen worden, daß nur die auf den Liſten 
ſtehenden Mittel, nicht aber auch andere, für die dieſe Nebenbezeichnungen zutreffen, von 
den Vorſchriften betroffen werden. 

Alle neu aufgenommenen Mittel ſind nach ihrer Zuſammenſetzung und Verwendung 
5 Wee anzuſehen. Ausſchließlich als kosmetiſches Mittel findet keines von ihnen 
Anwendung. 

Mit Ausnahme der beiden Mittel „Johannistee Brockhaus“ (Liſte A Nr. 58) und 
„Stroopal“ (Liſte A Nr. 107) gehören ſämtliche Mittel der Liſten A und B zu den Zu⸗ 
bereitungen der Anlage A der Kaiſerlichen Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arznei⸗ 
mitteln, vom 22. Oktober 1901, die außerhalb der Apotheken als Heilmittel nicht feil⸗ 
gehalten oder verkauft werden dürfen. Die beiden genannten Mittel ſind ungemiſchte 
Pflanzenſtoffe und waren als ſolche, da fie im Verzeichniſſe B der genannten Kaiſerlichen 
Verordnung nicht aufgeführt ſind, bisher frei verkäuflich. Ihre Unterſtellung unter den 
Apothekenzwang gemäß $ 4 der Kaiſerlichen Verordnung iſt durch Bekanntmachung des 
Herrn Reichskanzlers vom 29. Juli d. Is. (RGBl. S. 418) erfolgt. 


Der Miniſter für Handel Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der geiſtlichen, 


und Gewerbe. In Vertretung. Unterrichts- und Medizinal⸗ 
In Vertretung. v. Biſchoffshauſen. Angelegenheiten. 
Dr. Richter. Im Auftrage. 

IIb 7888. — M. d J. IIb 3984. — M. d g. A. M. 7487. Kirchner. 


An die Herren Oberpräſidenten. 


Anlage 
Anlage A. 


Die Zuſätze ſind durch geſperrten Druck, die neuen Handelsbezeichnungen für bereits in der Liſte enthaltene 
Mittel durch Sternchen (5) keuntlich gemacht. 
1. Adlerfluid. 


2. Amarol (auch als Ingeſtol). 
3. AmaſiraLochers (auch als Pflanzenpulvermiſchung gegen Dysmenorrhoe). 


Anlage 


28 
22. 


23. 


24. 
25. 


26. 
27. 
28. 
29. 


30. 


3 
32. 


33. 
34. 
35. 
36. 


37. 
38. 
39. 
250 


160 
42. 
43. 
an 
45. 
46. 
a 
48. 
49. 
50. 
51. 
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American coughing cure Lutzes. 

Antiarthrin und Antiarthrinpräparate (auch als Sells Antiarthrin). 
Anticelta-Tabletten (auch als Anticelta-Tablets oder Fettreduzierungs— 
Tabletten der Anticelta-Aſſociation). 


7. Antidiabeticum Bauers. 


Antiepileptique Uten. 

Antigichtwein Duflots (auch als Antigichtwein Oswald Niers oder Vin Dutlot). 
Antihydropſin Bödikers (auch als Waſſerſuchtelixier oder Hydrops— 
Eſſenz Bödikers). 


. Antimellin (auch als Essentia Antimellini composita). 
Antineuraſthin (auch als Nervennahrung Hartmanns). 
. Antipoſitin Wagners (auch als Mittel des Dr. Wagner und Marlier 


gegen Korpulenz). f 
Antirheumaticum Saids (auch als Antirheumaticum nach Dr. Said oder Anti— 
rheumaticum Lücks). 


. Antituſſin. 
Aſthmamittel Hairs (auch als Asthma cure Hairs). 
. Aſthmapulver Schiffmanns (auch als Aſthmador). 


Aſthmapulver Zematone, auch in Form der Aſthmazigaretten Zematone (auch als 
antiaſthmatiſche Pulver und Zigaretten des Apothekers Escouflaire). 


Augenwaſſer Whites (auch als Dr. Whites Augenwaſſer von Ehrhardt). 
20. 


Ausſchlagſalbe Schützes (auch als Univerſalheilſalbe oder Univerſalheil- und Aus: 
ſchlagſalbe Schützes). 

Balſam Bilfingers. 

Balſam Lamperts (auch als Gichtbalſam Lamperts oder Lampert-Stepf⸗Balſam). 
Balſam Pagliano (auch als Tripperbalſam Pagliano). 

Balſam Sprangers (auch als Sprangerſcher). 

Balſam Thierrys (auch als allein echter Balſam Thierrys, engliſcher Wunderbalſam 
oder engliſcher Balſam Thierrys). 

Beinſchäden Indian Bohnerts. 

Blutreinigungspulver Hohls. 

Blutreinigungspulver Schützes. 

Blutreinigungstee Wilhelms (auch als antiarthritiſcher und antirheumatiſcher Blut— 
reinigungstee Wilhelms). 

Bräune⸗Einreibung Lamperts (auch als Univerſal-Bräune Einreibung und Diphthe— 
ritistinktur). 

Bruchbalſam Tanzers. 

Bruchſalbe des pharmazeutiſchen Bureaus Valkenberg (Valkenburg) in Holland 
(auch als Paſtor Schmits Bruchſalbe). 

Corpulin (auch als Corpulin-Entfettungspralinés oder Pralinés de Carlsbad). 
Djoeat Bauers. 

Elixir Godineau. 

Embrocation Ellimans (auch als Universal embrocation oder Ellimans Univerſal— 
Einreibemittel für Menſchen), ausgenommen Embrocation etc, for horses. 
Entfettungstee Grundmanns. 

Epilepſieheilmittel Quantes (auch als Spezifikum oder Geſundheitsmittel Quantes). 
Epilepſiepulver Caſſarinis (auch als Polveri antiepilettiche Caſſarinis). 
Epilepſiepulver der Schwanenapotheke Frankfurt a. M. (auch als anti— 
epileptiſche Pulver oder Pulver Weils gegen Epilepſie). 
Eukalyptusmittel Heß' (Eukalyptol und Eukalyptusöl Heß'). 

Ferrolin Lochers. 

Ferromanganin. 

Fulgural (auch als Blutreinigungsmittel Steiners und Schulzes). 
Gebirgstee, Harzer, Lauers. 

Gehöröl Schmidts (auch als verbeſſertes oder neu verbeſſertes Gehöröl Schmidts). 
Geſundheitskräuterhonig Lücks. 

Glandulen. 

Gloria tonic Smiths. 

Glycoſolvol Lindners (auch als Antidiabeticum Lindners). 

Haematon Haitzemas. 
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Heilſalbe Sprangers (auch als Sprangerſche, oder Zug- und Heilſalbe Sprangers 


oder Sprangerſche). 

Heiltränke Jakobis (auch als Heiltrankeſſeuz, insbeſondere Königstrank Jakobis). 
Homeriana (auch als Bruſttee Homeriana oder ruſſiſcher Knöterich Polygonum 
aviculare Homeriana). 


5. Huſtentropfen Lauſers. 

Injection Brou (auch als Brouſche Einſpritzung). 

Injection au matico (auch als Einſpritzung mit Matiko). 

Johannistee Brockhaus' (auch als Galeopsis ochroleuca vulcania der 


Firma Brockhaus). 


. Kaloſin Lochers. 


Kava Lahrs (auch als Kavakapſeln Lahrs, Santalol Lahrs mit Kava— 
harz oder Kavaharz Lahrs mit Santalol). 


Knöterichtee, ruſſiſcher, Weidemanns (auch als ruſſiſcher Knöterich⸗ oder Bruſttee 


Weidemanns). 


2. Kongopillen Richters (auch als Magenpillen Richters). 
Kräutergeiſt Schneiders (auch als wohlriechender Kräutergeiſt oder 


Luiſafluid Schneiders). 


Kräuterpillen Burkharts. 

35. Kräutertee Lücks. 

Kräuterwein Ullrichs (auch als Hubert Ullrichſcher Kräuterwein). 

Kroneſſenz, Altonaer (auch, als Kroneneſſenz oder Menadieſche oder Altonaiſche 


Wunder⸗-Kroneſſenz). 


Kropf⸗Kur Haigs (auch als Goitre-cure oder Kropfmedizin Haigs). 
Kurmittel Meyers gegen Zuckerkrankheit. 


Lebenseſſenz Ferneſts (auch als Ferneſtſche Lebenseſſenz). 


Loxapillen Richters. 
Magenpillen Tachts. 
Magentropfen Bradys (auch als Mariazeller Magentropfen Bradys). 


Magentropfen Sprangers (auch als Sprangerſche). 

Magolan (auch als Antidiabeticum Braemers). 

Mother Seigels pills (auch als Mutter Seigels Abführungspillen oder operating 
pills). 

Mother Seigels syrup (auch als Mother Seigels curative syrup for dyspepsia, 
Extract of American roots oder Mutter Seigels heilender Sirup). 

Nektar Engels (auch als Hubert Ullrichſches Kräuterpräparat Nektar). 
Nervenfluid Dreſſels. 


.Nervenkraftelixier Liebers. 
Nervenſtärker Paſtor Königs (auch als Paſtor Königs Nerve Tonic). 
. Nervol Rays. 


Orffin (Baumann Orffſches Kräuternährpulver). 

Pain Expeller. f 

Pektoral Bocks (auch als Huſtenſtiller Bocks). 

Pillen Beechams (auch als Patent pills Beechams). 
Pillen, indiſche (auch als Antidyſentericum). 


Pillen Rays (auch als Darm- und Leberpillen Rays). 

Pilules du Docteur Laville (auch als Pillen Lavilles). 

. Bolnpee (auch als Naturkräutertee Weidemanns). 

Reduktionspillen, Marienbader, Schindler Barnayſche (auch als Marienbader gie⸗ 


duktionspillen für Fettleibige). 


Regenerator Liebauts (auch als Regenerator nach Liebaut). 
Saccharoſalvol. 


Safe remedies Warners (Safe cure, Safe diabetic, Safe nervine, Safe pills). 
Sanjana⸗Präparate (auch als Sanjana⸗Spezifika). 


. Santal Grötzners. 
. Sarſaparillian Ayers (auch als Ayers zuſammengeſetzter und gemiſchter Sarſa⸗ 


parillextrakt). 


. Sarſaparillian Richters (auch als Extractum Sarsaparillae compositum Richter). 
99. 
100. 


Sauerſtoffpräparate der Sauerſtoffheilanſtalt Vitafer. 
Schlagwaſſer Weißmanns. 


101. 
102. 


103. 
104. 
105. 


106. 
107. 


108. 
109. 
110: 
i 
112. 


143: 
114. 


115. 
e 
ll 
118. 
119. 
120. 
121. 
122. 
123. 


Schweizerpillen Brandts. 

Sirup Pagliano (auch als Sirup Pagliano Blutreinigungsmittel, Blutreinigungs⸗ 
und Bluterfriſchungsſirup Pagliano des Prof. Girolamo Pagliano oder Sirup 
Pagliano von Prof. Erneſto Pagliano). 

Spermatol (auch als Stärkungselixier Gordons). 

Spezialtees Lücks (auch als Spezialkräutertees Lücks). 

Sterntee Weidhaas' (auch als Sterntee des Kurinſtituts „Spiro 
Spero‘“). 

Stomakal Richters' (auch als Tinetura stomachica 1 1 

Stroopal (auch als Heilmittel Stroops gegen Krebs-, Magen- und 
Leberleiden oder Stroops Pulver). 

Tabletten Hoffmanns. 

Tarolinkapſeln. 

Trunkſuchtsmittel des Alkolin-Inſtituts. 

Trunkſuchtsmittel Burghardts (auch als Diskohol). 

Trunkſuchtsmittel Auguſt Ernſts (auch als Trunkſuchtspulver, echtes, 
deutſches). 

Trunkſuchtsmittel Theodor Heintzs. 

Trunkſuchtsmittel Konetzkys (auch als Kephalginpulver oder Trunk— 
ſuchtsmittel der Privatanſtalt Villa Chriſtina). 

Trunkſuchtsmittel der Geſellſchaft Sanitas. 

Trunkſuchtsmittel Joſef Schneiders (auch als Antebeten). 
Trunkſuchtsmittel Weſſels. 

Tuberkeltod (auch als Eiweiß-Kräuterkognak⸗Emulſion Stickes). 
Univerſal⸗Magenpulver Barellas. 

Vin Mariani (auch als Marianiwein). 

Vulneralcreme (auch als Wundereme Vulneral). 

Wundenſalbe, konzeſſionierte, Dicks (auch als Zittauer Pflaſter). 

Zambakapſeln Lahrs. 


Anlage B. 


Die Zuſätze find durch geſperrten Druck, die von Anlage A nach Anlage B verſetzten Mittel durch fetten 
Druck, die neuen Handelsbezeichnungen für bereits in der Liſte enthaltene Mittel durch Sternchen (*) kenntlich 


— — — — — — 
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gemacht. 
Antineon Lochers. N 
Aſthmamittel Tuckers (auch als Aſthma-Heilmethode [Specifie] Tuckers). 
Augenheilbalſam, vegetabiliſcher, Reichels (auch als Ophthalmin Reichels). 
Bandwurmmittel Friedrich Horns. 
Bandwurmmittel Theodor Horns. 
Bandwurnmirtel Kouetzkys (anch als Konetzkys Helminthenextrakt. 
Bandwurmmittel Schneiders (auch als Granatkapſeln Schneiders). 
Bandwurmmittel Violanis:. 
Bromidia Battle u. Komp. 
Cathartie pills Ayers (auch als Neinignugspilen oder abführende Pillen Ayers). 
Copapulver (auch als E'Coza oder Trunkſuchtsmittel des Coza-Inſtituts 
oder Institut d'E-Coza). 
5 Noortwycks (auch als Noortwycks antiſeptiſches Mittel gegen 
Diphtherie). 
Geſundheitsherſteller, natürlicher, Winters (auch als Nature health 
restorer Winters). 
Gicht: und Rheumatismuslikör, amerikaniſcher, Latous (auch als Remedy Latons). 


. Gout and rheumatie pills Blairs. 
16. 


Heilmittel des Grafen Mattei (auch als Graf Ceſare Matteiſche elektrohomöopathiſche 
Heilmittel). 


. Heilmittel Kidds (auch als Heilmittel der Davis Medical Co.). 
Kolkodin Heuſchkels (auch als Mittel Heuſchkels gegen Pferdekolik). 
Krebspulver Friſchmuths (auch als Mittel Friſchmuths gegen Krebs— 


leiden). 


Liqueur du Docteur Laville (auch als Likör des Dr. Laville). 
alt. 


Lymphol Rices (auch als Bruchheilmittel Rices). 


349 


22. Noordyl (auch als Noordyltropfen Noortwycks). 

„23. Oculin Carl Reichels (auch als Augenſalbe Deulin). 

24. Pillen Moriſous. 

25. Pillen Redlingerd (auch als Redlingerſche Pillen). | 

26. Pink⸗Pillen Williams' (auch als Pilules Pink pour personnes pales du 
Dr. Williams). 

27. Reinigungskuren Konetzkys (auch als Reinigungskuren der Kuranſtalt. 
Neuallſchwil (Schweiz!). 

28. Remedy Alberts (auch als Riheumatismus⸗ und Gichtheilmittel Alberts). 

29. Sternmittel, Genfer, Sauters (auch als elektro-homöopathiſche Sternmittel von 
Sauter in Genf oder Neue elektro-homöopathiſche Sternmittel uſw.). 

30. Vixol (auch als Aſthmamittel des Vixol Syndicate). 


Betr. Verkehr mit Geheimmitteln. 
Berlin, den 9. September 1907. 

In Ergänzung unſeres Erlaſſes vom 27. Auguſt d. Is. (SMBl. S. 345) erſuchen wir 
Euere Exzellenz, einem Beſchluſſe des Bundesrats gemäß dem § 1 der für die dortige 
Provinz erlaſſenen Polizeiverordnung über den Verkehr mit Geheimmitteln bei der an⸗ 
geordneten Abänderung der Polizeiverordnung folgenden Zuſatz zu geben: 

„Die Anwendung der nachſtehenden Vorſchriften auf dieſe Mittel wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß deren Bezeichnung bei im weſentlichen gleicher Zu⸗ 
ſammenſetzung geändert wird.“ 

Auch dieſer Zuſatz hat am 1. Oktober in Kraft zu treten. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der geiſtlichen, 
für Handel und Gewerbe. Im Auftrage. Unterrichts- und Medizinal⸗ 
In Vertretung. v. Falkenhayn. Angelegenheiten. 
Dr. Richter. Im Auftrage. 
IIb 8570 M. f. Hdl. u. G. IIb 4818 M. d. J. — M. 748711 M. d. g. A. Förſter. 


An die Herren Oberpräſidenten. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Kehrbezirke für Schornſteinfeger. 
Berlin W. 66, den 10. September 1907. 
Von ſolchen Bewerbern um eine Bezirksſchornſteinfegerſtelle, welche bereits als Bezirks⸗ 


ſchornſteinfeger angeſtellt geweſen ſind, kann die vorherige Ablegung der Meiſterprüfung 
($ 133 GewO.) nicht gefordert werden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Dr. Richter. v. Falkenhayn. 


III 7510 M. f. H. — IIb 4295 M. d. J. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. Kehrbezirke für Schoruſteinfeger. 
en Berlin W. 66, den 10. September 1907. 

Um eine Benachteiligung derjenigen Schornſteinfegergeſellen, welche ihrer Militär⸗ 
pflicht genügt haben, gegenüber anderen Geſellen zu vermeiden, haben wir gegen eine 
Ergänzung des Regulativs über die Einrichtung von Kehrbezirken für Schornſteinfeger durch 
nachſtehenden Zuſatz keine Bedenken zu erheben: 

„Bewerbern, welche der Militärpflicht genügt haben und infolgedeſſen erſt 
nach Vollendung des 24. Lebensjahrs die Meiſterprüfung haben ablegen können, 
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iſt bei Feſtſetzung des Alters ihrer Anſtellungsberechtigung die Militärzeit ganz 
oder mit jo viel Monaten anzurechnen, als zwiſchen dem vollendeten 24. Lebens- 
jahr und der Ablegung der Meiſterprüfung liegen.“ 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. Ii Auftrage. 
Dr. Richter. v. Falkenhayn. 


III 7422 M. f. H. — IIb 4293 M. d. 2. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


2. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75 des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

. Gegenfeitige Tiſchler⸗Kranken⸗ und Sterbekaſſe für Hannover und Linden (E. 2), 
2, Kranken⸗ und Sterbekaſſe (E. H.) zu Eſchbach, 

3. Gewerbe⸗Kranken⸗Kaſſe Biebrich (gegründet 1842) (E. H.), 

4. Kranken⸗ und Sterbe⸗Kaſſe des Berliner Kellner⸗Vereins (E. H.), 

5. St. Joſephs⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Remſcheid, 

6. Kranken⸗ und Sterbekaſſe (E. H.) zu Bermbach. 

Berlin, den 22. September 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 7671 II. Ang. Dr. Hoffmann. 


— 


Betr. Widerruf einer Beſcheinigung gemäß § 75 des K. V. G. 

Die der Kranken- und Sterbekaſſe des Maurer- und Zimmergewerks für die Orte 
Giebichenſtein, Cröllwitz und Trotha (E. H.) auf Grund des § 75a des Krankenverſicherungs— 
geſetzes erteilte Beſcheinigung wird hiermit widerrufen. 

Berlin, den 7. September 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
III 7584. Dr. Richter. 


Betr. Vermögensteilung bei Ausſcheidung von Mitgliedern aus Ortskrankenkaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Berlin, den 27. Auguſt 1907. 

Auf die Beſchwerde des Vorſtandes der dortigen Zimmergeſellenkrankenkaſſe hebe ich 
Ihre Entſcheidung über die Teilung des Vermögens der früheren Ortskrankenkaſſe für das 
Zimmergewerbe dortſelbſt auf. 

Nach dem klaren Wortlaute des § 48 K. V. G. findet eine Vermögensverteilung bei 
Ortskrankenkaſſen nur ſtatt, wenn die Ausſcheidung von Mitgliedern durch Verfügung der 
höheren Verwaltungsbehörde erfolgt iſt. Eine ſolche Ausſcheidung hat aber im vorliegen— 
den Falle nicht ſtattgefunden und kann auch nicht ſtattfünden, weil der § 48 nur auf 
gemeinſame Ortskrankenkaſſen Anwendung findet und eine analoge Auwendung auf andere 
Fälle nicht zuläſſig iſt. 

Im Auftrage. 


III 7100. Dr. Hoffmann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


— . — öä —— — — 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten, 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Aufnahme in die Zeicheulehrer⸗Abteilungen bei den Kunſtakademien uſw. 


Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten hat 
durch Erlaß vom 16. Juli 1907 an die Direktionen der beteiligten Königlichen Kunſt⸗ 
akademien uſw. nachſtehende Anordnung getroffen: 

„Es iſt wiederholt vorgekommen, daß Schüler und Schülerinnen der Zeichenlehrer⸗ 
abteilungen bei den Kunſtakademien, Kunſtſchulen uſw. nicht rechtzeitig auf die Unzuläng⸗ 
lichkeit ihrer Schulbildung aufmerkſam gemacht waren, und daß infolgedeſſen bei ihrer Zu⸗ 
laſſung zur Zeichenlehrerprüfung Schwierigkeiten entſtanden. Die Direktion der uſw. erſuche 
ich daher, fortan von den Bewerbern und Bewerberinnen, die zur Vorbereitung auf die 
Zeichenlehrerprüfung dort einzutreten wünſchen, vor ihrer Aufnahme eine eigenhändige 
Niederſchrift des Lebens- und Bildungsganges ſowie ihre Schul- uſw. Zeugniſſe einzu⸗ 
fordern und das geſamte Material dem dortigen Königlichen Provinzial-Schulkollegium zu 
überſenden. Dieſes iſt angewieſen, die Bewerbungen eingehend zu prüfen und auf Grund 
des Ergebniſſes mir diejenigen Bewerber namhaft zu machen, welche für die Befreiung 
von dem im § 2 Abſ. 3 der Prüfungsordnung für Zeichenlehrer und Zeichenlehrerinnen 
geforderten Nachweiſe und für die Zulaſſung zu einer Vorprüfung inbetreff ihrer allgemeinen 
Bildung empfohlen werden können.“ 

U. IV 2301. 


Betr. Ausbildung von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 


Berlin, den 7. September 1907. 

Durch die mit unſerem Erlaſſe vom 24. Juni d. Is. (HM Bl. S. 244 und Zentral⸗ 
blatt für die Unterrichtsverwaltung S. 563 ff.) veröffentlichten Beſtimmungen über die Aus⸗ 
bildung als Lehrerin der weiblichen Handarbeiten wird eine im Vergleiche zu der bisherigen 
umfaſſendere und zugleich gründlichere Ausbildung der Handarbeitslehrerinnen bezweckt. 
Es iſt daher notwendig, daß auch diejenigen Bewerberinnen, welche bereits eine Prüfung 
als wiſſenſchaftliche Lehrerin, Hauswirtſchaftslehrerin oder Turnlehrerin beſtanden haben, 
den in dem „Stundenverteilungsplane“ vorgeſehenen vollen Jahreskurſus durchmachen. 
Dies ſchließt jedoch nicht aus, daß ſie in denjenigen wiſſenſchaftlichen Fächern, in denen 
ſie bei einer der vorgenannten Prüfungen ausreichende Kenntniſſe nachgewieſen haben, von 
der Teilnahme an dem Unterrichte befreit werden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts— 
Im Auftrage. und Medizinal-Angelegenheiten. 
Simon. Im Auftrage. 
v. Bremen. 
M. f. H. u. G. IV 9805 — M. d. g. A. U III C. 2871. U III D. U III B. U III A. 


An den Vorſtand des Lette-Vereins hier. 


VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 
Betr. Reklamen mit Ausſtellungs⸗Medaillen und Auszeichnungen. 

Entſcheidung des Reichsgerichts, II. Zivilſenats, vom 15. März 1907. 

Das Landgericht in N. unterſagte durch Urteil vom 31. März 1906 der Beklagten 
unter Androhung von Geldſtrafe für den Fall der Zuwiderhandlung, in öffentlichen Be⸗ 
kanntmachungen oder in Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt 
ſind, die Behauptungen aufzuſtellen, N daß ſie a) die goldene Medaille Berlin 1896, b) das 
Ehrenkreuz und die goldene Medaille Düſſeldorf 1902, c) die Staatsmedaille Heidelberg 
1892 beſitze. Die von der Beklagten gegen dieſes Urteil eingelegte Berufung wurde 
inſoweit zurückgewieſen, als der Beklagten verboten war, die Behauptung aufzuſtellen, daß 
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fie a) die goldene Medaille Berlin 1896, b) das Ehrenkreuz und die goldene Medaille 
Düſſeldorf 1902 beſitze. Die Reviſion der Beklagten hiergegen wurde durch Urteil des 
II. Zivilſenats des Reichsgerichts vom 15. März 1907 verworfen. 

Gründe. 

Das Berufungsgericht hat rechtlich bedenkenfrei die Aktivlegitimation der Klägerin 
ſowie ferner feſtgeſtellt, daß die in dem Proſpekte der Beklagten enthaltenen Mitteilungen 
für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt waren und Angaben tatſächlicher Art, 
nämlich über den Beſitz von Auszeichnungen, enthalten. Es hat die Angaben, die Beklagte 
beſitze „die goldene Medaille Berlin 1896“ und das Ehrenkreuz und die goldene Medaille 
Düſſeldorf 1902 für unrichtig erklärt, indem es ausführt: „Das Publikum, in deſſen 
Hände der Proſpekt gelangt ſei, wiſſe, daß im Jahre 1896 in Berlin eine große Gewerbe⸗ 
ausſtellung und im Jahre 1902 in Düſſeldorf eine ähnliche Ausſtellung ſtattgefunden habe, 
dieſe Ausſtellungen ſeien infolge ihres großen Umfanges, ihrer Reichhaltigkeit, des ihnen 
von den Behörden entgegengebrachten Intereſſes und des ſtarken Beſuchs aus allen 
Gegenden Deutſchlands auch noch jetzt weithin bekannt, ſo daß man ſie kurz als Aus⸗ 
ſtellung Berlin 1896 und Ausſtellung Düſſeldorf 1902 bezeichne. Der vernünftige Durch— 
ſchnittsmenſch des in Betracht kommenden Publikums nehme daher an, daß, wenn ein 
Gewerbetreibender erkläre, er habe auf der Ausſtellung Berlin 1896 und auf der Aus⸗ 
ſtellung Düſſeldorf 1902 Auszeichnungen erhalten und zwar ohne weitere Angaben oder 
Zuſätze zu machen, die Auszeichnungen ihm auf jenen beiden großen Ausſtellungen erteilt 
worden ſeien, und verſtehe in dieſem Sinne die in Rede ſtehenden Erklärungen auf und 
in dem Proſpekte der Beklagten. Hiergegen könne ſich die Beklagte nicht darauf berufen, 
daß die auf ihrem Proſpekt abgebildeten Medaillen andere ſeien als diejenigen, welche 
auf den Berliner und Düſſeldorfer Gewerbeausſtellungen gegeben worden ſeien, und daß 
ſie überhaupt dieſe Ausſtellungen nicht habe beſchicken dürfen; denn das Publikum pflege 
die Verſchiedenheiten in den Medaillen nicht zu kennen, ihre Abdrücke auf dem Proſpekte 
ſeien auch ſo klein und undeutlich, daß ſie nur unter Zuhilfenahme eines Vergrößerungs⸗ 
glaſes zu erkennen, alſo für das große Publikum nicht erkennbar ſeſen, und dieſem ſei 
jetzt, wie gerichtskundig, nicht mehr in der Erinnerung, daß die Beklagte, weil nicht 
zu den rheiniſch-weſtfäliſchen Gewerbetreibenden gehörig, die Düſſeldorfer Ausſtellung nicht 
habe beſchicken dürfen, und daß ſie auch auf der Berliner Gewerbeausſtellung ihre Er⸗ 
zeugniſſe nicht habe ausſtellen dürfen. Die Beklagte habe aber unbeſtritten die Auszeich- 
nungen auf dieſen Ausſtellungen nicht erhalten.“ Alle dieſe Erwägungen ſind rein tatſäch⸗ 
licher Art, aus dem täglichen Verkehrsleben und aus der ganzen Sachlage entnommen, 
die ohne rechtlichen Verſtoß zu der Annahme des Berufungsrichters, die Angaben bezüglich 
der beiden fraglichen Auszeichnungen ſeien unrichtig, Führen konnten. Daran ſcheitert der 
Angriff der Reviſionsbegründung. Der Berufungsrichter hat ſich über den Charakter der 
Austellungen, auf welchen die Beklagte ihre Auszeichnungen erhalten hat, wie er aus⸗ 
drücklich hervorgehoben hat, nicht ausgeſprochen. Ferner kommt es nicht darauf an, ob 
die Angaben, wörtlich genommen und an ſich betrachtet wahr oder unwahr ſind, vielmehr 
iſt für das, was fie beſagen, der Sinn entſcheidend, in welchem ſie das beteiligte Publikum 
verſteht, und hiernach iſt zu bemeſſen, ob ſie wahr oder unwahr ſind. Die einſchlägige 
Beſtimmung des § 1 des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes richtet 
ſich gerade gegen den ſogenannten Ausſtellungsſchwindel; es werden gelegentlich neben 
großen, bedeutſamen, in weiten Kreiſen bekannten Ausſtellungen an denſelben Orten kleinere 
Ausſtellungen veranſtaltet, die ebenfalls Auszeichnungen gewähren, das Geſetz will aber 
verhindern, daß ſolche Auszeichnungen ſo angeſehen werden, als ſeien ſie auf jenen großen 
Ausſtellungen gegeben worden; ob die Angabe in gutem oder ſchlechtem Glauben gemacht 
iſt, darauf kommt es für die Verbotsklage aus dem bezogenen $ 1 Abſ. 1 nicht an. Die 
Beklagte konnte die Namen der Ausſtellungen, auf deuen ſie die Medaille erhalten hatte, 
angeben, daun wäre eine andere Auffaſſung des Publikums ausgeſchloſſen. Nicht in Frage 
ſtehen § 20 Warenbezeichnungsgeſetzes und § 192 Strafgeſetzbuchs, ſie ſind von dem Be— 
rufungsrichter nicht angewendet. 

Da endlich auch ohne Rechtsirrtum das Berufungsgericht feſtgeſtellt hat, daß die 
qu. Angaben, wie das Publikum ſie verſteht, geeignet ſind, den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots C der Urteilsgründe nicht 
angegriffen und zutreffend ſind, erweiſt ſich die Reviſion bezüglich der Hauptklage als 
unbegründet und war zurückzuweiſen. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 


